
 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

 

 

 

    

 

     

 

         

Unterzeichnete Endfassung 

Abkommen
 

zwischen
 

der Bundesrepublik Deutschland
 

und
 

der Republik der Philippinen
 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
 

dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
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Die Bundesrepublik Deutschland
 

und
 

die Republik der Philippinen –
 

von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu schließen, 

von dem Wunsch geleitet, ihre beiderseitigen wirtschaftlichen Beziehungen weiter­

zuentwickeln und die Zusammenarbeit auf steuerlichem Gebiet zu vertiefen, um eine 

wirksame und genaue Steuererhebung zu gewährleisten, 

in der Absicht, bei der Abgrenzung der Besteuerungsrechte auf der Grundlage ge­

genseitigen Einvernehmens die Vermeidung der Doppelbesteuerung sowie der dop­

pelten Nichtbesteuerung als gleich wichtige Ziele zu verfolgen – 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1
 

Unter das Abkommen fallende Personen
 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Ver­

tragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2
 

Unter das Abkommen fallende Steuern
 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern 

vom Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats, eines 

seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden. 



 
   

 

 

 

             

         

           

      

      

 

            

 

 

      

 

         

    

         

    

         

        

      

      

 

     

 

   

    

    

    

      

      

 

 

            

            

- 3 ­

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 

Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder 

des Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der 

Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteu­

ern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zurzeit bestehenden Steuern, für die dieses Abkommen gilt, gehören ins­

besondere: 

a) in der Republik der Philippinen: 

i) die Steuer auf das Einkommen natürlicher Personen 

(„income tax on individuals“), 

ii) die Steuer auf das Einkommen von Körperschaften 

(„income tax on corporations“), 

iii) die Steuer auf das Einkommen von Nachlässen und Treuhandver­

mögen („income tax on estates and trusts“) und 

iv) die Börsentransaktionssteuer („stock transaction tax“) 

(im Folgenden als „philippinische Steuer“ bezeichnet); 

b) in der Bundesrepublik Deutschland: 

i) die Einkommensteuer,
 

ii) die Körperschaftsteuer,
 

iii) die Gewerbesteuer und
 

iv) die Vermögensteuer,
 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 

(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnli­

cher Art, die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden 
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Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Ver­

tragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen 

Änderungen mit. 

Artikel 3
 

Allgemeine Begriffsbestimmungen
 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

a)	 bedeutet der Ausdruck „Philippinen“ die Republik der Philippinen und, 

wenn im geografischen Sinn verwendet, den Archipel der Republik der 

Philippinen wie er in ihrer Verfassung und ihren Gesetzen festgeschrie­

ben ist, einschließlich angrenzender Gebiete sowie anderer Gebiete des 

Meeres und des Luftraums, in denen die Philippinen nach dem Völker­

recht souveräne Rechte, Hoheitsbefugnisse oder ähnliche Rechte ausü­

ben; 

b)	 bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“ die Bundes­

republik Deutschland und, wenn im geografischen Sinn verwendet, das 

Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das an das Küs­

tenmeer angrenzende Gebiet des Meeresbodens, seines Untergrunds und 

der darüber liegenden Wassersäule, soweit Deutschland dort in Überein­

stimmung mit dem Völkerrecht und seinen innerstaatlichen Rechtsvor­

schriften souveräne Rechte und Hoheitsbefugnisse zum Zwecke der Er­

forschung, Ausbeutung, Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden 

und nicht lebenden natürlichen Ressourcen oder zur Energieerzeugung 

aus erneuerbaren Energieträgern ausübt; 

c)	 bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere Vertrags­

staat“ je nach dem Zusammenhang die Bundesrepublik Deutschland oder 

die Philippinen; 
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d)	 umfasst der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Nachlässe, Treu­

handvermögen, Gesellschaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

e)	 bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ eine juristische Person oder einen 

Rechtsträger, der für die Besteuerung wie eine juristische Person behan­

delt wird; 

f)	 bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ und „Un­

ternehmen des anderen Vertragsstaats“, je nachdem, ein Unternehmen, 

das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird, 

oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässi­

gen Person betrieben wird; 

g)	 bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit 

einem Seeschiff oder einem Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen 

eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luft­

fahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat 

betrieben; 

h)	 bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

i)	 in Bezug auf die Republik der Philippinen 

alle natürlichen Personen, die die philippinische Staatsangehörig­

keit besitzen, sowie alle juristischen Personen, Personengesell­

schaften oder anderen Personenvereinigungen, die nach dem in den 

Philippinen geltenden Recht errichtet worden sind; 

ii)	 in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland sowie alle juristischen Personen, Personengesellschaf­
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ten und anderen Personenvereinigungen, die nach dem in der Bun­

desrepublik Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind; 

i)	 bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

i)	 in den Philippinen den Finanzminister oder seinen Bevollmächtig­

ten; 

ii)	 in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministerium der Fi­

nanzen oder die Behörde, an die es seine Befugnisse delegiert hat. 

(2) Bei der Anwendung dieses Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der 

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Aus­

druck die Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staa­

tes über die Steuern zukommt, für die dieses Abkommen gilt, wobei die Bedeutung 

nach dem in diesem Staat anzuwendendem Steuerrecht den Vorrang vor einer Be­

deutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat. 

Artikel 4
 

Ansässige Person
 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat 

ansässige Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ih­

res Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung, des 

Ortes ihrer Gründung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und 

umfasst auch diesen Staat, seine Länder und ihre Gebietskörperschaften. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 

gilt Folgendes: 
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a)	 Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine stän­

dige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige 

Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, zu dem sie die enge­

ren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 

Lebensinteressen); 

b)	 kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittel­

punkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten 

über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, 

in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

c)	 hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in 

keinem der Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen 

Staatsangehöriger sie ist; 

d)	 ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, 

so regeln die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten die Frage in ge­

genseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten 

ansässig, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächli­

chen Geschäftsleitung befindet. Kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat sich 

der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet, so regeln die zuständigen Be­

hörden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(4) Eine Personengesellschaft gilt als in der Bundesrepublik Deutschland ansässig, 

sofern sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung dort befindet. 
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Artikel 5
 

Betriebsstätte
 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebsstätte“ eine feste 

Geschäftseinrichtung, durch die die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz 

oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine 

andere Stätte der Ausbeutung natürlicher Ressourcen. 

(3) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst überdies: 

a)	 eine Bauausführung oder Montage oder damit zusammenhängende Auf­

sichtstätigkeiten, jedoch nur dann, wenn diese Bauausführung, Montage 

oder Tätigkeit die Dauer von sechs Monaten überschreitet; 

b)	 die Erbringung von Dienstleistungen, einschließlich Beratungsleistun­

gen, durch ein Unternehmen mithilfe von Angestellten oder anderen von 

dem Unternehmen für diesen Zweck verpflichteten Mitarbeitern, jedoch 

nur, wenn Tätigkeiten dieser Art (für dasselbe oder ein damit verbunde­
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nes Vorhaben) in einem Vertragsstaat innerhalb eines Zeitraums von 

zwölf Monaten insgesamt mehr als sechs Monate andauern. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Be­

triebsstätten: 

a)	 Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Aus­

lieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden; 

b)	 Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich 

zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

c)	 Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich 

zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen be­

arbeitet oder verarbeitet zu werden; 

d)	 eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unter­

halten wird, für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder 

Informationen zu beschaffen; 

e)	 eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unter­

halten wird, für das Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die 

vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen; 

f)	 eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unter­

halten wird, mehrere der unter den Buchstaben a bis e genannten Tätig­

keiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende Gesamt­

tätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine 

Hilfstätigkeit darstellt. 
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(5) Ist eine Person – mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Ab­

satzes 6 – für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Voll­

macht, im Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Voll 

macht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 

2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das Unterneh­

men ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebsstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten be­

schränken sich auf die im Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch ei­

ne feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Ab­

satz nicht zu einer Betriebsstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Be­

triebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es dort seine Geschäftstätigkeit durch einen 

Makler, Kommissionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern 

diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Ge­

sellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen 

Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf an­

dere Weise) ihre Geschäftstätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften zur 

Betriebsstätte der anderen. 

Artikel 6
 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem 

Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrie­

ben) bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 

werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem 

Recht des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck um­
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fasst in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote 

Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften 

des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Ver­

mögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 

oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen natür­

lichen Ressourcen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Ver­

mögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 

Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

eines Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Aus­

übung einer selbständigen Arbeit dient. 

Artikel 7
 

Unternehmensgewinne
 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können nur in diesem Staat 

besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine Geschäftstätigkeit im an­

deren Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unterneh­

men seine Geschäftstätigkeit auf diese Weise aus, so können die Gewinne des Un­

ternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser 

Betriebsstätte zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Geschäftstätigkeit im anderen 

Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus, so werden vorbehaltlich 

des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerech­

net, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter 

gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte 
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und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhän­

gig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte werden die für die Ge­

schäftstätigkeit dieser Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, einschließlich der 

Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 

gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo ent­

standen sind. Nicht zum Abzug zugelassen sind dagegen Beträge, die die Betriebsstätte 

(nicht zur Erstattung tatsächlicher Aufwendungen) als Lizenzgebühren, Vergütungen 

oder andere vergleichbare Zahlungen für die Nutzung von Patenten oder anderen Rech­

ten oder als Provisionen für bestimmte Dienstleistungen oder für eine Geschäftsfüh­

rungstätigkeit oder, ausgenommen Kreditinstitute, als Zinsen für der Betriebsstätte ge­

währte Darlehen gegebenenfalls an das Stammhaus des Unternehmens oder an eine 

seiner sonstigen Geschäftsstellen entrichtet. Desgleichen bleiben bei der Ermittlung der 

Gewinne einer Betriebsstätte Beträge unberücksichtigt, die die Betriebsstätte dem 

Stammhaus des Unternehmens oder einer seiner sonstigen Geschäftsstellen (nicht zur 

Erstattung tatsächlicher Aufwendungen) als Lizenzgebühren, Vergütungen oder andere 

vergleichbare Zahlungen für die Nutzung von Patenten oder anderen Rechten oder als 

Provisionen für bestimmte Dienstleistungen oder für eine Geschäftsführungstätigkeit 

oder, ausgenommen Kreditinstitute, als Zinsen für dem Stammhaus oder einer seiner 

sonstigen Geschäftsstellen gewährte Darlehen in Rechnung stellt. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebsstätte zuzurechnen­

den Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine ein­

zelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die 

zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die gewählte Ge­

winnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen die­

ses Artikels übereinstimmt. 

(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen 

wird einer Betriebsstätte kein Gewinn zugerechnet. 
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(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze dieses Artikels sind die der Be­

triebsstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei 

denn, dass ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens 

behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestim­

mungen dieses Artikels nicht berührt. 

Artikel 8
 

Seeschifffahrt und Luftfahrt
 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus dem Betrieb von Seeschif­

fen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr werden in diesem Staat besteu­

ert. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationa­

len Verkehr, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats erzielt und die aus dem ande­

ren Vertragsstaat stammen, können jedoch im anderen Staat besteuert werden; die 

Steuer darf aber den jeweils niedrigeren der nachstehenden Sätze nicht übersteigen: 

a)	 eineinhalb Prozent der Bruttoeinnahmen aus Quellen im anderen Staat 

oder 

b)	 den niedrigsten Satz, den die Philippinen auf Gewinne gleicher Art, die 

unter vergleichbaren Umständen von einer in einem Drittland ansässigen 

Person erzielt werden, erheben können. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der 

Seeschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in 

dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, 

in dem Vertragsstaat, in dem die Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 
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(4) Absätze 1 und 2 gelten auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, ei­

ner Betriebsgemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 

Artikel 9
 

Verbundene Unternehmen
 

(1) Wenn 

a)	 ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der 

Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens 

des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

b)	 dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, 

der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats 

und eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanzi­

ellen Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die 

von denen abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren wür­

den, dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt 

hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unter­

nehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates 

Gewinne zugerechnet – und entsprechend besteuert –, mit denen ein Unternehmen 

des anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich 

bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten 

Staates erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Be­

dingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander 

vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der 

dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übri­
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gen Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls wer­

den die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10
 

Dividenden
 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im 

anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, können im anderen Staat besteuert 

werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Divi­

denden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 

werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in 

dem anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 

a)	 5 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberech­

tigte eine Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmit­

telbar über mindestens 70 Prozent des Kapitals der die Dividenden zah­

lenden Gesellschaft verfügt; 

b)	 10 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberech­

tigte eine Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmit­

telbar über mindestens 25 Prozent des Kapitals der die Dividenden zah­

lenden Gesellschaft verfügt; 

c)	 15 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Ge­

winne, aus denen die Dividenden gezahlt werden. 
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(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte 

aus Aktien, Genussrechten oder Genussscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder ande­

ren Rechten (ausgenommen Forderungen) mit Gewinnbeteiligung sowie sonstige 

Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft 

ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind, sowie Aus­

schüttungen auf Anteilscheine an einem Investmentvermögen. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 

ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 

zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene 

Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrich­

tung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich 

zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 

beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Erzielt eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Ein­

künfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der 

Gesellschaft gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an 

eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, für 

die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen 

Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer 

Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Di­

videnden oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im ande­

ren Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 

(6) Dieser Artikel hindert die Vertragsstaaten nicht daran, neben der Steuer auf das 

Einkommen von Körperschaften eine Steuer auf die Abführung von Gewinnen von 

einer Zweigniederlassung an ihr Stammhaus zu erheben, sofern die Steuer 

10 Prozent des abgeführten Betrags nicht übersteigt. 
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Artikel 11
 

Zinsen
 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertrags­

staat ansässige Person gezahlt werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, 

nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nut­

zungsberechtigte der Zinsen im anderen Vertragsstaat ansässig ist, 10 Prozent des 

Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes: 

a)	 Zinsen, die aus der Bundesrepublik Deutschland stammen und an die 

Regierung der Philippinen und die Bangko Sentral Ng Pilipinas gezahlt 

werden, sind von der deutschen Steuer befreit; 

b)	 Zinsen, die aus den Philippinen stammen und für ein durch Gewährleis­

tungen der Bundesrepublik Deutschland für Ausfuhren oder Direktinves­

titionen im Ausland gedecktes Darlehen oder an die Regierung der Bun­

desrepublik Deutschland, die Deutsche Bundesbank, die Kreditanstalt für 

Wiederaufbau oder die DEG - Deutsche Investitions- und Entwicklungs­

gesellschaft mbH gezahlt werden, sind von der philippinischen Steuer 

befreit. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 können Zinsen im Sinne des Absatzes 1 nur in dem 

Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Empfänger ansässig ist, wenn der Emp­

fänger der Zinsen der Nutzungsberechtigte ist und die Zinszahlung 

a)	 im Zusammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, kaufmännischer oder 

wissenschaftlicher Ausrüstung auf Kredit steht oder 
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b)	 im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren durch ein Unternehmen 

an ein anderes Unternehmen auf Kredit steht. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus 

Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstü­

cken gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet 

sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen 

einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 

Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat an­

sässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, 

eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige 

Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für die 

die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrich­

tung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(7) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner 

eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne 

Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Ver­

tragsstaat eine Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Schuld, für die 

die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen Einrichtung 

eingegangen worden und trägt die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung die Zin­

sen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebsstätte oder 

die feste Einrichtung liegt. 

(8) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 

jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb 

die Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuld­

ner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird 

dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
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übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berück­

sichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12
 

Lizenzgebühren
 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen 

Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, können im anderen Staat besteuert 

werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie 

stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, 

wenn der Nutzungsberechtigte der Lizenzgebühren im anderen Vertragsstaat ansäs­

sig ist, 10 Prozent des Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergü­

tungen jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urhe­

berrechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, ein­

schließlich kinematografischer Filme, von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder 

Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung ge­

werblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

Der Ausdruck „Lizenzgebühren“ beinhaltet auch Vergütungen jeder Art für die Be­

nutzung oder das Recht auf Benutzung von Namen, Bildern oder sonstigen ver­

gleichbaren Persönlichkeitsrechten sowie Entgelte für die Aufzeichnung der Veran­

staltungen von Künstlern und Sportlern durch Rundfunk- oder Fernsehanstalten. 

(4) Die Absätze 1 bis 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat an­

sässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren 

stammen, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine 

selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte 

oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
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dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 

beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der 

Schuldner eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Li­

zenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 

nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist 

die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebsstätte 

oder der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebsstätte oder die 

feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem 

Staat stammend, in dem die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen 

jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb 

die Lizenzgebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den Betrag, den 

Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so 

wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 

übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berück­

sichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13
 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen
 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung 

unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Ver­

tragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen Anteilen an einer Ge­

sellschaft, deren Aktivvermögen – direkt oder indirekt – überwiegend aus unbeweg­

lichem Vermögen in einem Vertragsstaat besteht, können in diesem Staat besteuert 

werden. 
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(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen 

einer Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Ver­

tragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Ver­

tragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 

Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der 

Veräußerung einer solchen Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen Unterneh­

men) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, können im anderen Staat 

besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die von ei­

nem Unternehmen eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wer­

den, oder Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das dem Betrieb 

dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in diesem Staat besteuert wer­

den. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 bis 4 nicht genannten Ver­

mögens können nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer 

ansässig ist. 

Artikel 14
 

Selbständige Arbeit
 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person aus einem 

freien Beruf oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, können nur in diesem 

Staat besteuert werden. Diese Einkünfte können jedoch auch im anderen Vertrags­

staat besteuert werden, wenn 

a)	 dieser Person im anderen Staat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhn­

lich eine feste Einrichtung zur Verfügung steht; in diesem Fall können 

die Einkünfte nur insoweit im anderen Staat besteuert werden, als sie 

dieser festen Einrichtung zugerechnet werden können oder 
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b)	 sich diese Person innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten insgesamt 

länger als 183 Tage im anderen Staat aufhält; in diesem Fall können die-

Einkünfte nur insoweit im anderen Staat besteuert werden, als sie aus der 

im anderen Staat ausgeübten Tätigkeit stammen. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die selbständig ausgeübte 

wissenschaftliche, literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tä­

tigkeit sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte, Ingeni­

eure, Architekten und Buchsachverständigen. 

Artikel 15
 

Unselbstständige Arbeit
 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 19 können Gehälter, Löhne und ähnliche Vergü­

tungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 

bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im ande­

ren Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so können die dafür be­

zogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 

ansässige Person für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit 

bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 

a)	 der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 

183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der während des 

betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, aufhält, und 

b)	 die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber ge­

zahlt werden, der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 
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c)	 die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer festen Einrich­

tung getragen werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels können Vergütun­

gen für eine unselbständige Arbeit, die an Bord eines von einem Unternehmen eines 

Vertragsstaats im internationalen Verkehr betriebenen Seeschiffs oder Luftfahrzeugs 

ausgeübt wird, in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 16
 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen
 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in 

einem Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Auf­

sichts- oder Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat 

ansässig ist, können im anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17
 

Künstler und Sportler
 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die eine in einem Ver­

tragsstaat ansässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fern­

sehkünstler oder Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat per­

sönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigen­

schaft persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, son­

dern einer anderen Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 

14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler 

seine Tätigkeit ausübt. 
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von Künstlern oder Sport­

lern in einem Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem 

Staat ganz oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder ei­

nem seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder von einer im anderen 

Staat als gemeinnützig anerkannten Einrichtung finanziert wird. In diesem Fall kön­

nen die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person an­

sässig ist. 

Artikel 18
 

Ruhegehälter, Renten und ähnliche Vergütungen
 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 können Ruhegehälter und ähnliche Ver­

gütungen oder Renten, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus dem an­

deren Vertragsstaat erhält, nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 

(2) Bezüge, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person aus der ge­

setzlichen Sozialversicherung des anderen Vertragsstaats erhält, können abweichend 

von Absatz 1 nur in diesem anderen Staat besteuert werden. 

(3) Wiederkehrende und einmalige Vergütungen, die ein Vertragsstaat oder eine sei­

ner Gebietskörperschaften an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person als 

Entschädigung für politische Verfolgung oder für Unrecht oder Schäden aufgrund 

von Kriegshandlungen (einschließlich Wiedergutmachungsleistungen) oder des 

Wehr- oder Zivildienstes oder eines Verbrechens, einer Impfung oder ähnlicher 

Vorkommnisse zahlt, können abweichend von Absatz 1 nur im erstgenannten Staat 

besteuert werden. 

(4) Der Begriff „Rente“ bedeutet einen bestimmten Betrag, der regelmäßig zu fest­

gesetzten Zeitpunkten auf Lebenszeit oder während eines bestimmten oder bestimm­

baren Zeitabschnitts aufgrund einer Verpflichtung zahlbar ist, die diese Zahlungen 
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als Gegenleistung für eine in Geld oder Geldeswert bewirkte angemessene Leistung 

vorsieht. 

Artikel 19 

Öffentlicher Dienst 

(1) 

a)	 Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehäl­

ter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner Länder oder einer ihrer 

Gebietskörperschaften oder einer anderen juristischen Person des öffent­

lichen Rechts dieses Staates an eine natürliche Person für die diesem 

Staat, einem seiner Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer 

anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts geleisteten Dienste 

gezahlt werden, können nur in diesem Staat besteuert werden. 

b)	 Diese Vergütungen können jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteu­

ert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die 

natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und 

i)	 ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

ii)	 nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, 

um die Dienste zu leisten. 

(2) 

a)	 Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner Länder, einer 

ihrer Gebietskörperschaften oder einer anderen juristischen Person des 

öffentlichen Rechts dieses Staates oder aus von diesem Staat, einem sei­

ner Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer anderen juristi­
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schen Person des öffentlichen Rechts errichteten Sondervermögen an ei­

ne natürliche Person für die diesem Staat, einem seiner Länder, einer ih­

rer Gebietskörperschaften oder einer anderen juristischen Person des öf­

fentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt werden, können nur in die­

sem Staat besteuert werden. 

b)	 Diese Ruhegehälter können jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteu­

ert werden, wenn die natürliche Person in diesem Staat ansässig und ein 

Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Auf Löhne, Gehälter, Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen für Dienstleistun­

gen, die im Zusammenhang mit einer Geschäftstätigkeit eines Vertragsstaats, eines 

seiner Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer anderen juristischen Per­

son des öffentlichen Rechts dieses Staates erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 

17 oder 18 anzuwenden. 

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im Rahmen eines Programms 

der wirtschaftlichen Zusammenarbeit eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder 

einer ihrer Gebietskörperschaften aus Mitteln, die ausschließlich von diesem Staat, 

dem Land oder der Gebietskörperschaft bereitgestellt werden, an Fachkräfte oder 

freiwillige Helfer gezahlt werden, die in den anderen Vertragsstaat mit dessen Zu­

stimmung entsandt worden sind. 

(5) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Vergütungen, die vom oder für das 

Goethe-Institut oder den Deutschen Akademischen Austauschdienst der Bundesre­

publik Deutschland gezahlt werden. Eine entsprechende Behandlung der Vergütun­

gen anderer vergleichbarer Einrichtungen der Vertragsstaaten kann durch die zustän­

digen Behörden im gegenseitigen Einvernehmen vereinbart werden. Werden diese 

Vergütungen im Gründungsstaat der Einrichtung nicht besteuert, so gilt Artikel 15. 
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Artikel 20
 

Gastprofessoren, Forscher und Lehrer
 

Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Vertragsstaats oder einer Uni­

versität, Hochschule, Schule, eines Museums oder einer anderen kulturellen Einrich­

tung dieses Staates oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustauschs in diesem 

Vertragsstaat höchstens zwei Jahre lang lediglich zur Ausübung einer Lehrtätigkeit, 

zum Halten von Vorlesungen oder zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei die­

ser Einrichtung aufhält und die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort un­

mittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, ist in dem erstge­

nannten Staat mit ihren für diese Tätigkeit bezogenen Vergütungen von der Steuer 

befreit, vorausgesetzt, dass diese Vergütungen von außerhalb dieses Staates bezogen 

werden. 

Artikel 21
 

Studenten, Praktikanten und Lehrlinge
 

(1) Zahlungen, die Studenten, Praktikanten oder Lehrlinge, die sich in einem Ver­

tragsstaat ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhalten und im ande­

ren Vertragsstaat ansässig sind oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstge­

nannten Staat ansässig waren, für Unterhalt, Studium oder Ausbildung erhalten, dür­

fen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quel­

len außerhalb dieses Staates stammen. 

(2) In Bezug auf Absatz 1 haben Studenten, Praktikanten oder Lehrlinge im Sinne 

des Absatzes 1 während des Studiums oder der Ausbildung außerdem im Hinblick 

auf nicht unter Absatz 1 fallende Zuschüsse, Stipendien und Vergütungen aus un­

selbständiger Arbeit Anspruch auf die gleichen Steuerbefreiungen, -vergünstigungen 

oder -ermäßigungen, die im Gastland ansässigen Personen unter gleichen Verhältnis­

sen gewährt werden. 
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Artikel 22
 

Andere Einkünfte
 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehen­

den Artikeln nicht behandelt wurden, können ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur 

in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen nicht 

anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen Ver­

tragsstaat eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine 

selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte 

oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 

Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 bezie­

hungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 23 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person 

gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, kann im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein 

Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 

festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen natürlichen 

Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur 

Verfügung steht, kann im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaats 

im internationalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das 

dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in diesem Staat be­

steuert werden. 
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(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person 

können nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 24
 

Beseitigung der Doppelbesteuerung
 

(1) In den Philippinen wird die Doppelbesteuerung wie folgt beseitigt: 

Vorbehaltlich der Rechtsvorschriften der Philippinen über die Anrechnung einer au­

ßerhalb der Philippinen zu entrichtenden Steuer auf die philippinische Steuer sowie 

der dort vorgesehenen Beschränkungen wird die auf Einkünfte aus der Bundes­

republik Deutschland zu zahlende deutsche Steuer auf die von diesen Einkünften zu 

entrichtende philippinische Steuer angerechnet. 

(2) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person wird die Steuer 

wie folgt festgesetzt: 

a)	 Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer werden die Ein­

künfte aus den Philippinen sowie die in den Philippinen gelegenen Ver­

mögenswerte ausgenommen, die nach diesem Abkommen in den Philip­

pinen besteuert werden können und nicht unter Buchstabe b fallen. 

Für Einkünfte aus Dividenden gelten die vorstehenden Bestimmungen 

nur dann, wenn diese Dividenden an eine in der Bundesrepublik 

Deutschland ansässige Gesellschaft (jedoch nicht an eine Personenge­

sellschaft) von einer in den Philippinen ansässigen Gesellschaft gezahlt 

werden, deren Kapital zu mindestens 10 Prozent unmittelbar der deut­

schen Gesellschaft gehört, und bei der Ermittlung der Gewinne der aus­

schüttenden Gesellschaft nicht abgezogen worden sind. 

Von der Bemessungsgrundlage der Steuern vom Vermögen werden Be­



 
   

 

 

        

        

 

           

         

       

         

        

 

        

  

  

           

   

     

       

 

           

            

       

         

           

           

         

         

          

          

         

          

          

          

 

 

- 30 ­

teiligungen ausgenommen, deren Ausschüttungen, falls solche gezahlt 

werden, nach den vorhergehenden Sätzen davon auszunehmen wären. 

b)	 Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden Einkünfte 

wird unter Beachtung der Vorschriften des deutschen Steuerrechts über 

die Anrechnung ausländischer Steuern die philippinische Steuer ange­

rechnet, die nach philippinischem Recht und in Übereinstimmung mit 

diesem Abkommen für diese Einkünfte gezahlt worden ist: 

i) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen;
 

ii) Zinsen;
 

iii) Lizenzgebühren;
 

iv) Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in den Philippinen besteu­

ert werden können;
 

v) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen;
 

vi) Einkünfte im Sinne des Artikels 17.
 

c)	 Statt der Bestimmungen des Buchstabens a sind die Bestimmungen des 

Buchstabens b anzuwenden auf Einkünfte im Sinne der Artikel 7 und 10 

und die diesen Einkünften zugrundeliegenden Vermögenswerte, wenn 

die in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Person nicht nachweist, 

dass die Betriebsstätte in dem Wirtschaftsjahr, in dem sie den Gewinn 

erzielt hat, oder die in den Philippinen ansässige Gesellschaft in dem 

Wirtschaftsjahr, für das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre 

Bruttoerträge ausschließlich oder fast ausschließlich aus unter § 8 Ab­

satz 1 Nr. 1 bis 6 des deutschen Außensteuergesetzes fallenden Tätigkei­

ten bezogen hat; gleiches gilt für unbewegliches Vermögen, das einer 

Betriebsstätte dient, und die daraus erzielten Einkünfte (Artikel 6 Ab­

satz 4) sowie für die Gewinne aus der Veräußerung dieses unbewegli­

chen Vermögens (Artikel 13 Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, 

das Betriebsvermögen der Betriebsstätte darstellt (Artikel 13 Absatz 3). 
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d)	 Die Bundesrepublik Deutschland behält aber das Recht, die nach den 

Bestimmungen dieses Abkommens von der deutschen Steuer ausge­

nommenen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Festsetzung ihres 

Steuersatzes zu berücksichtigen. 

e)	 Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die Doppelbe­

steuerung durch Steueranrechnung nach Buchstabe b vermieden, 

i)	 wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen unter­

schiedlichen Abkommensbestimmungen zugeordnet oder ver­

schiedenen Personen zugerechnet werden (außer nach Artikel 9) 

und dieser Konflikt sich nicht durch ein Verfahren nach Artikel 26 

Absatz 3 regeln lässt und wenn aufgrund dieser unterschiedlichen 

Zuordnung oder Zurechnung die betreffenden Einkünfte oder das 

Vermögen unbesteuert blieben oder niedriger als ohne diesen Kon­

flikt besteuert würden oder 

ii)	 wenn die Bundesrepublik Deutschland nach gehöriger Konsultati­

on mit der zuständigen philippinischen Behörde auf diplomati­

schem Weg den Philippinen andere Einkünfte notifiziert, bei denen 

sie die Anrechnungsmethode nach Buchstabe b anzuwenden beab­

sichtigt. Die Doppelbesteuerung wird für die notifizierten Einkünf­

te durch Steueranrechnung vom ersten Tag des Kalenderjahres 

vermieden, das dem Kalenderjahr folgt, in dem die Notifikation 

übermittelt wurde. 

Artikel 25 

Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Be­

steuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
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anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 

Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen Ver­

hältnissen insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit unterworfen sind oder unter­

worfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für 

Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 

im anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die 

Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausü­

ben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen Vertrags­

staat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, 

-vergünstigungen und -ermäßigungen aufgrund des Personenstands oder der Fami­

lienlasten zu gewähren, die er nur seinen ansässigen Personen gewährt. 

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 8 oder Artikel 12 Absatz 6 

anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unter­

nehmen eines Vertragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 

zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter 

den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 

Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unterneh­

men eines Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Per­

son hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens 

unter den gleichen Bedingungen wie Schulden gegenüber einer im erstgenannten 

Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaates, deren Kapital ganz oder teilweise unmittel­

bar oder mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren 

solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 

Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterwor­

fen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zu­

sammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst­

genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
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(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeich­

nung. 

Artikel 26
 

Verständigungsverfahren
 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder bei­

der Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die die­

sem Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatli­

chen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Be­

hörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 25 

Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, des­

sen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ers­

ten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer diesem Abkommen 

nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst 

nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemü­

hen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Ver­

tragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung 

vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des inner­

staatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierig­

keiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens 

entstehen, durch Verständigung zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam beraten, 

um eine Doppelbesteuerung in Fällen zu beseitigen, die im Abkommen nicht behan­

delt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer 

Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren, 
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gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemein­

same Kommission. 

Artikel 27
 

Informationsaustausch
 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, 

die zur Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung 

des innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 

Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörper­

schaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht 

entsprechende Besteuerung nicht diesem Abkommen widerspricht. Der Informati­

onsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso 

geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates be­

schafften Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich 

der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der 

Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der 

Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder 

mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die In­

formationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 

öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

(3) Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertrags­

staat, 

a)	 zur Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen durchzufüh­

ren, die von den Gesetzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder des 

anderen Vertragsstaats abweichen; 
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b)	 Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Ver­

waltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft 

werden können; 

c)	 Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder 

deren Erteilung der öffentlichen Ordnung widerspräche. 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der 

andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaf­

fung der erbetenen Informationen, selbst wenn er diese Informationen für seine eige­

nen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene 

Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen gemäß Absatz 3, aber diese Beschrän­

kungen sind in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Erteilung 

von Informationen nur deshalb ablehnen, weil er kein innerstaatliches steuerliches 

Interesse an diesen Informationen hat. 

(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Ertei­

lung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer 

Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treu­

händer befinden oder weil sie sich auf Eigentumsanteile an einer Person beziehen. 

Artikel 28
 

Verfahrensregeln für die Quellenbesteuerung
 

(1) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Dividenden, Zinsen, Lizenzge­

bühren oder sonstigen von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person bezo­

genen Einkünften im Abzugsweg erhoben, so wird das Recht des erstgenannten 

Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem nach seinem innerstaatlichen Recht 

vorgesehenen Satz durch dieses Abkommen nicht berührt. Die im Abzugsweg erho­
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bene Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen zu erstatten, wenn und soweit sie 

durch das Abkommen ermäßigt wird oder entfällt. 

(2) Anträge auf Erstattung müssen innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der 

Zahlung der Abzugsteuer auf die Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder anderen 

Einkünfte eingereicht werden. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 1 wird jeder Vertragsstaat Verfahren dafür schaffen, 

dass Zahlungen von Einkünften, die nach diesem Abkommen im Quellenstaat keiner 

oder nur einer ermäßigten Steuer unterliegen, ohne oder nur mit dem Steuerabzug 

erfolgen können, der im jeweiligen Artikel vorgesehen ist. 

(4) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann eine Bescheinigung der 

zuständigen Behörde über die Ansässigkeit im anderen Vertragsstaat verlangen. 

(5) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Einvernehmen die Durch­

führung dieses Artikels regeln und gegebenenfalls andere Verfahren zur Durchfüh­

rung der im Abkommen vorgesehenen Steuerermäßigungen oder -befreiungen fest­

legen. 

Artikel 29
 

Anwendung des Abkommens in bestimmten Fällen
 

Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es einen Vertragsstaat, seine 

innerstaatlichen Rechtsvorschriften zur Verhinderung der Steuerumgehung oder 

Steuerhinterziehung anzuwenden. Führt die vorstehende Bestimmung zu einer Dop­

pelbesteuerung, konsultieren die zuständigen Behörden einander nach Artikel 26 

Absatz 3, wie die Doppelbesteuerung zu beseitigen ist. 
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Artikel 30
 

Mitglieder diplomatischer Missionen oder konsularischer Vertretungen
 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern 

diplomatischer Missionen oder konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen 

Regeln des Völkerrechts oder aufgrund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

(2) Ungeachtet des Artikels 4 gilt eine natürliche Person, die Mitglied einer diploma­

tischen Mission oder einer konsularischen Vertretung eines Vertragsstaats ist, die im 

anderen Vertragsstaat oder in einem dritten Staat gelegen ist, für die Zwecke dieses 

Abkommens als im Entsendestaat ansässig, wenn sie 

a)	 nach dem Völkerrecht im Empfangsstaat mit Einkünften aus Quellen au­

ßerhalb dieses Staates oder mit außerhalb dieses Staates gelegenem 

Vermögen nicht steuerpflichtig ist und 

b)	 im Entsendestaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich der Steuer von 

ihrem gesamten Einkommen oder vom Vermögen unterworfen ist wie 

die in diesem Staat ansässigen Personen. 

Artikel 31 

Protokoll 

Das angefügte Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 

Artikel 32
 

Inkrafttreten
 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so 

bald wie möglich in Manila ausgetauscht. 
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(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austausches der Ratifikationsurkunden in 

Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten anzuwenden 

a)	 bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, die am oder 

nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt werden, das dem Jahr 

folgt, in dem dieses Abkommen in Kraft getreten ist; 

b)	 bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab dem 

1. Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf das Jahr folgt, in 

dem dieses Abkommen in Kraft getreten ist. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das am 22. Juli 1983 in Manila unter­

zeichnete Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 

der Philippinen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 

vom Einkommen und vom Vermögen außer Kraft. Seine Bestimmungen gelten bis 

zur in Absatz 2 geregelten Anwendbarkeit dieses Abkommens fort. Auf Sachverhal­

te, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens liegen, bleiben die Bestimmungen 

des in Manila am 22. Juli 1983 unterzeichneten Abkommens anwendbar. 

Artikel 33
 

Kündigung
 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, jedoch kann jeder der Ver­

tragsstaaten bis zum 30. Juni eines jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, 

vom Tag des Inkrafttretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem anderen 

Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen; in diesem Fall ist das 

Abkommen nicht mehr anzuwenden 

a)	 bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, die am oder 

nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt werden, das auf das Kün­

digungsjahr folgt; 
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b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab dem
 

1. Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf das Kündigungsjahr 

folgt. 

Geschehen zu Berlin am 9. September 2013 in zwei Ausfertigungen, jede in deut­

scher und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Für die 

Bundesrepublik Deutschland Republik der Philippinen 

Dr. Martin Ney Cesar Purisima 



 

 

 

 

  

 

 

 

   

 

 

 

    

 

     

 

         

 

 

          

          

           

   

 

 

    

 

             

          

         

        

 

 

    

 

          

Protokoll 

zum Abkommen 

zwischen
 

der Bundesrepublik Deutschland
 

und
 

der Republik der Philippinen
 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
 

dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik der Philippinen haben die nach­

stehenden Bestimmungen zum Abkommen vom 9. September 2013 zur Vermeidung 

der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Ver­

mögen vereinbart: 

1. Zu Artikel 2: 

Der in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b genannte Ausdruck „Zuschläge“ bezieht sich 

auf Ergänzungsabgaben, die auf der Grundlage des Betrags der Einkommen-, Kör­

perschaft-, Gewerbe- oder Vermögensteuer berechnet werden, derzeit zum Beispiel 

der auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer erhobene Solidaritätszuschlag. 

2. Zu Artikel 7: 

a) Verkauft ein Unternehmen eines Vertragsstaats durch eine Betriebsstätte 
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im anderen Vertragsstaat Güter oder Waren oder übt es dort eine Ge­

schäftstätigkeit aus, so werden die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht 

auf der Grundlage des vom Unternehmen hierfür erzielten Gesamtbe­

trags sondern nur auf der Grundlage des Betrags ermittelt, der der tat­

sächlichen Verkaufs- oder Geschäftstätigkeit der Betriebsstätte zuzu­

rechnen ist. 

b)	 Hat ein Unternehmen eine Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat, so 

werden im Fall von Verträgen, insbesondere über Entwürfe, Lieferun­

gen, Einbau oder Bau von gewerblichen, kaufmännischen oder wissen­

schaftlichen Ausrüstungen oder Einrichtungen, oder von öffentlichen 

Aufträgen, die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage des 

Gesamtvertragspreises, sondern nur auf der Grundlage des Teils des Ver­

trages ermittelt, der tatsächlich von der Betriebsstätte in dem Vertrags­

staat durchgeführt wird, in dem die Betriebsstätte liegt. Gewinne aus der 

Lieferung von Waren an die Betriebsstätte oder Gewinne im Zusammen­

hang mit dem Teil des Vertrages, der in dem Vertragsstaat durchgeführt 

wird, in dem der Sitz des Stammhauses des Unternehmens liegt, können 

nur in diesem Staat besteuert werden. 

c)	 Vergütungen für technische Dienstleistungen, einschließlich Studien 

oder Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer oder technischer Art, 

oder für Konstruktionsverträge, einschließlich dazugehöriger Blaupau­

sen, oder für Beratungs- oder Überwachungstätigkeit gelten als Vergü­

tungen, auf die Artikel 7 oder Artikel 14 des Abkommens anzuwenden 

ist. Stellt jedoch die Erteilung von Informationen über gewerbliche, 

kaufmännische oder wissenschaftliche Erfahrungen bei weitem den 

Hauptzweck eines Vertrags dar und ist die im Vertrag festgelegte Er­

bringung technischer Dienstleistungen nur ergänzender und weitgehend 

unbedeutender Art, fällt der Gesamtbetrag der Vergütung unter Arti­

kel 12. 
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3. Zu den Artikeln 8, 10 und 25: 

Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 10 Absatz 6 verstoßen nicht gegen den Grundsatz der 

Gleichbehandlung nach Artikel 25. 

4. Zu den Artikeln 10 und 11: 

Ungeachtet der Artikel 10 und 11 können Dividenden und Zinsen in dem Vertrags­

staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden, wenn 

sie 

a)	 auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung, einschließlich der 

Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus seiner Beteiligung als stiller 

Gesellschafter oder der Einkünfte aus partiarischen Darlehen oder Ge­

winnobligationen im Sinne des Steuerrechts der Bundesrepublik 

Deutschland, beruhen und 

b)	 bei der Ermittlung der Gewinne des Schuldners der Dividenden oder 

Zinsen abzugsfähig sind. 

5. Zu Artikel 27 Absatz 2: 

In den Philippinen bezieht sich der Ausdruck „der Aufsicht darüber“ ausschließlich 

auf das Congressional Oversight Committee nach Abschnitt 290 des National Inter­

nal Revenue Code von 1997. 

6. Zu Artikel 27: 

Soweit nach Artikel 27 personenbezogene Daten übermittelt werden, gelten 

ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen: 
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a)	 Die empfangende Stelle kann diese Daten in Übereinstimmung mit 

Artikel 27 Absatz 2 nur zu dem von der übermittelnden Stelle 

angegebenen Zweck verwenden und unterliegt dabei den durch die 

übermittelnde Stelle vorgeschriebenen Bedingungen. 

b)	 Ungeachtet der Bestimmungen des Artikels 27 Absatz 2 können die 

Informationen für andere Zwecke verwendet werden, wenn sie nach dem 

Recht beider Staaten für diese anderen Zwecke verwendet werden 

können und die zuständige Behörde des übermittelnden Staates dieser 

Verwendung zugestimmt hat. Ohne vorherige Zustimmung der 

zuständigen Behörde des übermittelnden Staates ist eine Verwendung für 

andere Zwecke nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer im Einzelfall 

bestehenden dringenden Gefahr für das Leben, die körperliche 

Unversehrtheit oder die persönlichen Freiheit einer Person oder zum 

Schutz bedeutender Vermögenswerte erforderlich ist und Gefahr im 

Verzug besteht. In diesem Fall ist die zuständige Behörde des 

übermittelnden Staates unverzüglich um nachträgliche Genehmigung der 

anderweitigen Verwendung zu ersuchen. Wird die Genehmigung 

verweigert, ist die weitere Verwendung der Informationen für den 

anderen Zweck unzulässig; ein durch die anderweitige Verwendung der 

Informationen entstandener Schaden ist zu ersetzen. 

c)	 Auf Ersuchen unterrichtet die empfangende Stelle die übermittelnde 

Stelle im Einzelfall über die Verwendung der übermittelten Daten und 

die dadurch erzielten Ergebnisse. 

d)	 Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der zu über­

mittelnden Daten und ihre voraussichtliche Erheblichkeit im Sinne des 

Artikels 27 Absatz 1 Satz 1 und die Verhältnismäßigkeit in Bezug auf 

den mit der Übermittlung verfolgten Zweck zu achten. Voraussichtlich 

erheblich sind die Daten, wenn im konkreten Fall die ernstliche Mög­

lichkeit besteht, dass der andere Vertragsstaat ein Besteuerungsrecht hat, 

und keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Daten der zuständigen 
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Behörde des anderen Vertragsstaats bereits bekannt sind oder dass die 

zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats ohne die Information von 

dem Gegenstand des Besteuerungsrechts Kenntnis erlangt. Erweist sich, 

dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden durften, 

übermittelt worden sind, so ist dies der empfangenden Stelle unverzüg­

lich mitzuteilen. Diese ist verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung 

solcher Daten unverzüglich vorzunehmen. Sind Daten ohne Ersuchen 

übermittelt worden, hat die empfangende Stelle unverzüglich zu prüfen, 

ob die Daten für den Zweck erforderlich sind, für den sie übermittelt 

worden sind; nicht benötigte Daten hat sie unverzüglich zu löschen. 

e)	 Erfolgt die Datenübermittlung auf Ersuchen, hat die empfangende Stelle 

die betroffene Person über die Datenerhebung durch die übermittelnde 

Stelle zu informieren. Die Information kann unterbleiben, soweit und so­

lange eine Abwägung ergibt, dass das öffentliche Interesse an dem Un­

terbleiben der Information gegenüber dem Informationsinteresse der be­

troffenen Person überwiegt. 

f)	 Die betroffene Person ist auf Antrag über die zu ihrer Person übermittel­

ten Daten sowie über deren vorgesehene Verwendung zu unterrichten. 

Buchstabe e Satz 2 gilt entsprechend. 

g)	 Wird eine Person infolge von Übermittlungen im Rahmen des Datenaus­

tauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig geschädigt, haftet ihr hier­

für die empfangende Stelle nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. 

Diese kann sich im Verhältnis zur geschädigten Person zu ihrer Entlas­

tung nicht darauf berufen, dass der Schaden durch die übermittelnde 

Stelle verursacht worden ist. 

h)	 Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende innerstaatliche Recht in 

Bezug auf die übermittelten personenbezogenen Daten besondere Lö­

schungsvorschriften vorsieht, weist diese Stelle die empfangende Stelle 

darauf hin. In jedem Fall sind die übermittelten personenbezogenen Da­
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ten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden 

sind, nicht mehr erforderlich sind. 

i)	 Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflichtet, die 

Übermittlung und den Empfang von personenbezogenen Daten akten­

kundig zu machen. 

j)	 Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflichtet, die 

übermittelten personenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zu­

gang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 


